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Mehr Perspektiven für Honorarlehrkräfte in Friedrichshain-Kreuzberg schaffen 
  

Seit das Bundessozialgericht festgestellt hat, dass Honorarlehrkräfte an Volkshochschulen, 
Musik- und Kunstschulen in der Regel sozialversicherungspflichtig sind (sogenanntes 
Herrenberg-Urteil), sind bundesweit Kommunen wie Lehrkräfte in Aufruhr. Zu Recht, denn 
bisher ist das Gegenteil die Regel: Lehrkräfte an Volkshochschulen, Musik- und Kunstschulen 
werden standardmäßig auf Honorarbasis beschäftigt.  
  
Das bedeutet für die Lehrkräfte: Keine Arbeitsplatzsicherheit und meist keine Beteiligung des 
Arbeitgebers an den Kosten der Sozialversicherung. Und dass, obwohl viele von ihnen 
dauerhaft in ihrem jeweiligen Bereich tätig sind und von den Honoraren ihren gesamten 
Lebensunterhalt sichern müssen. Und obwohl ihnen typische unternehmerische Freiheiten, 
die die Tätigkeit von Selbständigen prägen, gar nicht zur Verfügung stehen, wie das 
Bundessozialgericht betont.  
  
Die Linke. Friedrichshain-Kreuzberg setzt sich dafür ein, dass die neue Rechtsprechung als 
Anlass genutzt wird, um deutlich mehr Lehrkräften an der Volkshochschule sowie an den 
Musik- und Kunstschulen im Bezirk einen festen Arbeitsvertrag mit voller Sozialversicherung 
anzubieten. Viele Lehrkräfte und ihre Gewerkschaften fordern dies bereits seit vielen Jahren 
völlig zu Recht ein. Aufgrund der Rechtsprechung ist nun auch aus juristischen Gründen 
schnelles Handeln gefragt.  
Die Linke. Friedrichshain-Kreuzberg unterstützt die Petitionen der Landes-Lehrervertretung 
der Berliner Musikschulen und der Berliner Volkshochschul-Dozent*innen-Vertretung, die 
vom Berliner Senat die Bereitstellung der nötigen Mittel einfordern, um durch mehr feste 
Arbeitsverträge die Anforderungen der Rechtsprechung zu erfüllen, und macht diese in der 
Mitgliedschaft bekannt. Die Linksfraktion Friedrichshain-Kreuzberg wird ermutigt, sich nach 
ihrem Antrag in der Bezirksverordnetenversammlung weiter gemeinsam mit 
Gewerkschaften und Lehrkräftevertreter*innen für mehr sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung einzusetzen. 
 
 


